
Konkretisierung der Kaufsache ist ohnehin die mindeste 
Voraussetzung. Die Konkretisierung als Aussonderung 
der Sache aus der Gattung kann auf verschiedene Weise 
erfolgen. Innerbetriebliche Vorgänge im Einzelhandels­
geschäft müssen für die gesetzliche Regelung außer 
Betracht bleiben. Am eindeutigsten und verständlichsten 
wird die Regelung, wenn der Eigentumsübergang an die 
Übergabe der Sache geknüpft wird.
Eine andere Meinung will das Eigentum mit der Be­
zahlung des Kaufpreises übergehen lassen.
Sie würde dem Normalablauf des Barkaufs auch gerecht 
werden, führt aber, zu unbefriedigenden Ergebnissen,- 
wenn der Käufer den Kaufpreis im voraus gezahlt hat. 
In diesem Fall müßte also doch wieder die Übergabe 
entscheidend sein. Das würde zumindest eine zusätzliche 
gesetzliche Regelung erforderlich machen. Vor allem 
aber würde damit eine unnötige Verschiebung zwischen 
Eigentumsübergang und Gefahrübergang hervorgerufen. 
Die Gefahr muß mit der Übergabe auf den Käufer 
übergehen, da er die Sache nunmehr in Obhut hat; und 
es ist daher nicht einzusehen, weshalb nicht grund­
sätzlich auch das Eigentum übergehen soll, zumal der 
Zeitpunkt des Eigentumsübergangs in der sozialistischen 
Gesellschaft von untergeordneter Bedeutung ist.
Mit dieser Regelung werden die Eigentumsverhältnisse 
auch durch die Besitzlage übersichtlich gehalten. Das 
schließt abweichende Vereinbarungen nicht aus, und sie 
werden sogar in bestimmten Fällen ausdrücklich zu er­
folgen haben.
Der Grundsatz des Eigentumsübergangs sollte daher 
lauten:

Mit der Übergabe des Kaufgegenstands durch das
Handelsorgan oder durch den Eigentümer erwirbt der
Käufer das persönliahe Eigentum.

Mit dieser Regel wird dem Prinzip Rechnung getragen, 
daß das neue Zivilgesetzbuch einen gutgläubigen 
Erwerb nicht anerkennen sollte. Zugleich wird hier — 
abgesehen von Geld und Wertpapieren — die wesentliche 
Ausnahme aufgestellt, daß nämlich der ordnungsgemäße 
Erwerb im Einzelhandelsgeschäft in jedem'Fall persön­
liches Eigentum an der Kaufsache verschafft. Für den 
Kauf außerhalb des Einzelhandels bedarf es dagegen 
keiner zu schützenden „Verkehrssicherheit“. Die Gründe, 
die zur differenzierten Behandlung von abhanden ge­
kommenen und unterschlagenen Sachen geführt haben, 
greifen in der sozialistischen Gesellschaft nicht durch. 
Es besteht keine Veranlassung, denjenigen, der aus 
Privathand unterschlagene Gegenstände erwirbt, recht­
lich besserzustellen als beim Erwerb gestohlener oder 
verlorener Sachen.
Ein ausdrücklicher Ausschluß des gutgläubigen Erwerbs 
ist nicht erforderlich. Es genügt vielmehr, ihn grund­
sätzlich nicht zu normieren.
In der hier vorgeschlagenen Regel liegt eine Differen­
zierung: Durch die Übergabe im Einzelhandelsgeschäft 
wird Eigentum erworben, außerhalb des Einzelhandels 
dagegen nur, wenn der Eigentümer veräußert. Es bedarf 
dagegen keiner ausdrücklichen Festlegung, daß dasselbe 
gelten muß, wenn der Verkäufer vom Eigentümer er­
mächtigt ist, das Eigentum zu übertragen, denn die 
Ermächtigung bedarf im Zusammenhang mit der Stell­
vertretung allgemeiner Regelung.
Beim Kauf außerhalb des Einzelhandels erwirbt der 
Bürger kein Eigentum, wenn der Verkäufer weder 
Eigentümer noch zur Veräußerung ermächtigt war. Es 
ist dabei unerheblich, ob der Verkäufer seine mangelnde 
Veräußerungsbefugnis kannte. Mit Rücksicht auf diesen 
Fall muß daher auch die Pflicht des Verkäufers zur 
Eigentumsverschaffung in die Grundregel ausdrücklich 
aufgenommen werden.
Ein gesonderter Hinweis darauf, daß die Kaufsache frei 
von Rechten Dritter zu verschaffen ist, dürfte dagegen
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entbehrlich sein, da sich die Bestimmungen des Kauf­
rechts nicht auf Grundstücksverkäufe11 und auf den 
Verkauf- des persönlichen Hauseigentumsrechts be­
ziehen, demzufolge auch nur Pfandrecht in Frage käme.’ 
Das Pfandrecht ist aber abschließend in Zusammenhang 
mit der Sicherung von Ansprüchen zu regeln.
Im übrigen wird durch die vorgeschlagene Bestimmung 
über den Eigentumsübergang auch das Problem des 
Doppelverkaufs gelöst. Wenn der Käufer einer Ware 
z. B. diese bis zur späteren Abholung noch in der Ver­
kaufsstelle beläßt, und die Ware wird danach ver­
sehentlich einem zweiten Käufer verkauft und ausge­
händigt, so ist nur der zweite Käufer durch die Über­
gabe auf Grund des wirksamen Kaufs Eigentümer ge­
worden. Diese Lösung dürfte auch rechtspolitisch der 
Sachlage am besten gerecht werden. Wer im Einzel­
handelsgeschäft eine Ware erwirbt, muß sicher sein, daß 
er mit der Übergabe Eigentum an dieser Ware erlangt. 
Er braucht nicht mit einem späteren Herausgabeverlan­
gen zu rechnen. Demgegenüber muß das Interesse des 
ersten Käufers zurücktreten, in dessen Besitz der 
Gegenstand noch nicht übergegangen ist. t

Die Grundregel des Kaufs bedarf der Ergänzung durch 
einige Bestimmungen, die sich durch die Besonder­
heiten des Teilzahlungskaufs und des Bestellkaufs not­
wendig machen. Beiden Verkaufsformen ist gemeinsam, 
daß Kauf und einzelne Erfüllungshandlungen zeitlich 
auseinanderfallen, daß der Kauf sich also nicht in einem 
Akt abwickelt.

Teilzahlungskauf und Eigentumsvorbehalt
Da der Teilzahlungskauf in der DDR erhebliche Be­
deutung bei der Versorgung der Bevölkerung mit hoch­
wertigen Industriewaren hat und zugleich als Instru­
ment der Bedarfslenkung angesehen werden kann, wird 
zu prüfen sein, ob über ihn besondere Bestimmungen in 
die Neuregelung des Kaufrechts aufgenommen werden 
sollen.
Selbstverständlich gehört das Gesetz betreffend die Ab­
zahlungsgeschäfte vom 16. Mai 1894 als eines der alten 
privatrechtlichen Nebengesetze zur Kategorie der 
Normen, die mit der Neukodifikation des Zivilrechts 
außer Kraft gesetzt werden müßten. Daraus kann aber 
noch nicht die Schlußfolgerung gezogen werden, daß 
entsprechende Vorschriften in das ZGB auf genommen 
werden sollten.
Das Abzahlungsgesetz ist nicht — wie häufig angenom­
men wird — zum Schutz der Konsumenten, sondern zur 
Lösung von Interessenwidersprüchen innerhalb der 
herrschenden Klasse geschaffen worden und war ein 
Ergebnis der für den Kapitalismus charakteristischen 
Anarchie in der Wirtschaft1-.
In den einzelnen Rechtsinstituten des sozialistischen 
Zivilrechts bedarf es nicht der Aufnahme detaillierter 
Vorschriften, die den Bürger vor einer Übervorteilung 
durch die Versorgungsorgane schützen.
Der Käufer im sozialistischen Handel braucht nicht 
mehr zu befürchten, zugunsten privater Profitinteressen 
übervorteilt zu werden. Der Kunde weiß, daß die Han­
delsorgane genau wie die Produktionsbetriebe sozialisti­
schen Charakter tragen, daß die Preise nach allgemei­
nen gesetzlichen Bestimmungen festgelegt sind, daß der 
von ihm geforderte Preis nicht willkürlich vom Han­
delsorgan gebildet wird. Er weiß ebenso, daß die 
Verkaufsmethoden des sozialistischen Einzelhandels der 
Kontrolle durch die übergeordneten staatlichen Organe 
und durch die gesellschaftlichen Organe der Bevölke­
rung unterliegen.
Diese Grundsätze gelten auch für die Bedingungen und 
die praktische Handhabung des Teilzahlungsgeschäfts. 
Der gesetzliche Ausspruch eines Übervorteilungsverbots 12

12 vgl. hierzu Nathan. Teilzahlungskauf und Rechtspositivis­
mus. NJ I960 S. 335 ff.: Zum Charakter des Abzahlungs­
geschäfts vgl. Krauss, Der Teilzahlungskauf, Berlin 1956, S. 7 ff. 
und S. 29 ff.
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